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Remo Gysin

Herausforderungen für die schweizerische
Friedenspolitik

Auch die Schweiz hat in ihrer Aussenpolitik von einem umfassenden

friedenspolitischen Ansatz auszugehen. Neben Menschenrechts- und Si-

cherheitsfragen gehören unbedingt die Humanitäre Politik, die Entwick-
lungszusammenarbeit (Millenniumsentwicklungsziele), eine schweizerische

Migrationspolitik, die erst in Fragmenten existiert, sowie die Umwelt-, die
Kultur- und die Aussenwirtschaftspolitik dazu.

Kohärenz zwischen den Politikbereichen

Die Kohärenz stellt hiermit eine der grössten Herausforderungen dar.
Verschiedene Spannungsfelder und Beispiele inkohärenten Verhaltens
sollen diese Notwendigkeit verdeutlichen.
a) Die Schweiz setzt sich erfolgreich gegen illegale Kleinwaffen ein.

Gleichzeitig liefert sie Kriegsmaterial in Staaten wie Saudiarabien,
Pakistan und Staaten, die im Irak oder in Afghanistan Krieg führen.
Angesagt sind Verschärfungen der Ausfuhrbestimmungen für Kriegs-
material und Rüstungsgüter. Mit der kürzlich eingereichten Vb/EsmzYz-

of/ve „_/wr er« Verbot von KnegsmatmoZ-Exporte«" ergibt sich eine
Korrekturmöglichkeit, sei es über einen Gegenentwurf oder über die
Annahme dieser Völksinitiative.

b) Das Staudamm-Projekt Ilisu am Tigris in der Türkei ist ein anderes

Beispiel, in dem sich die Schweiz inkohärent verhält, indem sie Export
aufKosten der Menschenrechte und Friedenspolitik fördert (dies betrifft
Rechte der betroffenen Bevölkerung, Rechte der Anrainerstaaten Irak
und Iran).

c) Gemäss Bundesverfassung hat sich die Schweiz „für das friedliche
Zusammenleben der Völker" einzusetzen. Seit Jahren setzen sich das

EDA und auch der Nationalrat für die RaZZ/zzierang t/er /EO-Kozzvezz-
Zz'ozz 759 zum Schutze der indigenen Völker ein und seit ebenso vielen
Jahren wendet sich das Eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement
gegen die Unterzeichnung dieser Konvention durch die Schweiz.
Nachdem sich in der letzten Sommersession der Nationalrat in dieser
Sache erneut durchgesetzt hat, bleibt die Herausforderung, das SECO
(Staatssekretariat für Wirtschaft) von der Notwendigkeit der Unter-
Zeichnung zu überzeugen. In diesem Falle haben wir es auch mit einem
Spannungsfeld zwischen DEZA und EDA einerseits sowie SECO und
EVD andrerseits zu tun.

d) Ein ähnliches Kohärenzproblem ist auch in bilateralen und multilate-
ralen Wirtschaftsverträgen, welche die Schweiz mit andern Ländern
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oder der WTO abschliesst, zu beobachten. Der Bundesrat wehrt sich

jeweils gegen die Aufnahme von Klauseln zu sozialen, zu Menschen-
rechts- und zu Umweltstandards. Herausforderungen in diesem Zusam-
menhang sind die Formulierung verbindlicher Vorgaben der Corpora-
fe Soc/a/ Respo/wiMify.

Geschlechterperspektive

Neben dem erwähnten Einbezug der Wirtschaft in die Friedehsförderung
ist auch eine vermehrte Teilhabe der Frauen angezeigt. Die Politische
Abteilung IV des EDA arbeitet daran und hat im vergangenen Herbst ein
Seminar zur Umsetzung der LWO-/?e\o/«rion 7J25 auf nationaler Ebene
abgehalten. Genderspezifische Aspekte sind unbedingt stärker in die

Friedenspolitik zu integrieren. Wegweisende Ansätze, wie das informelle
Netzwerk derAussenministerinnen, die schweizerischen Aktivitäten in der

Group of Friends oder die von alt Nationalrätin Gaby Vermot initiierte
Bewegung der 1000 Friedensfrauen, verlangen nach Vertiefung und
Kontinuität. Die ßekäwp/img <7e.s Fra«e«/?o«<7eA mm<7 <7er Gevva/t gegen
Frawen aA Kneg.sïn.sïrawen/e betrachte ich als dringende friedenspolitische
Aufgaben.

Terrorismusbekämpfung

Eine zentrale friedenspolitische Herausforderung stellt die Bekämpfung
des Terrorismus dar. Internationale Zusammenarbeit ist unabdingbar.
Ungeklärt allerdings bleiben die Definition von terroristischen Aktivitäten,
die Ursachenanalyse und die Frage nach den adäquaten Mitteln zur Be-
kämpfung des Terrorismus (vgl. Ausmass der präventiven Ueberwachung,
Beschneidung von Bürgerinnenrechte, Datenschutz). Besonders proble-
matisch ist die Umsetzung des Abkommens der Schweiz mit den USA, da
die Aussenpolitik der USA selbst Teil des Problems ist und zwischen der
Schweiz und den USA Meinungsunterschiede bestehen betreffend Terro-
rismusdefinition, Schwarze Listen u.a.m.). Unklar ist auch die Rolle der
Schweizer Armee in der Terrorismusbekämpfung.

Kulturpolitik

Zur Überwindung von kulturellen Vorurteilen (siehe zum Beispiel der
Generalverdacht gemeinnütziger islamischer Organisationen seit dem
11.9.2001) sollte auch von und in der Schweiz ein Dia/og r/er Kw/fwre«
intensiviert werden.

Das Verhältnis zwischen militärischer und ziviler Friedensförderung
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Zurzeit wird intensiv über die Verknüpfung von militärischer und ziviler
Friedensförderung diskutiert. Auch wenn kein Zweifel darin besteht, dass

eine internationale militärische Friedenspolitik notwendig ist, stellen sich
für die Schweiz dennoch tiefgreifende Fragen:

- Braucht es eine Schweizer Armee? Allenfalls wozu?

- Führt die von den USA und der NATO verfolgte militärische Konflikt-
lösung tatsächlich zu Frieden?

- Erfordert internationale Solidarität, dass die Schweiz auch Truppen stellt?
Ist es solidarisch, wenn diese nicht an Kampfhandlungen und Aktionen
des Peace Enforcement teilnehmen?

- Wäre es nicht effektiver und insgesamt perspektivreicher, wenn sich
die Schweiz auf die zivile Friedensförderung beschränkte, in der sie

komparative Vorteile aufweist?
In bezug auf Afghanistan bin ich überzeugt, dass Schweizer Soldaten im
Verbund mit NATO-Truppen die Glaubwürdigkeit der Schweiz, ihre
Neutralität und die Akzeptanz als Vermittler und selbst humanitärer Ein-
sätze untergraben. Die Schweiz sollte ihre zwei Soldaten aus Afghanistan
abziehen und ganz auf die zivile Friedenspolitik setzen. Diese Einsicht hat
sich kürzlich auch im Bundesrat durchgesetzt.

UNO

Die Schweiz hat sich auch in der UNO gut positioniert (vgl. Stichworte
sind: Gastland von UNO-Organisationen, Funktionsträgerinnen, Vernet-

zung, Reformvorschläge). Besondere Herausforderungen innerhalb der
Vereinten Nationen sind die Mitgliedschaft im neu geschaffenen Men-
schenrechtsrat und institutionelle Reformen, zum Beispiel im Umweltbe-
reich und bezüglich Demokratisierung der Vereinten Nationen.

Die Schaffung einer Parlamentarischen Versammlung der UNO (UNPA)
entspricht der Notwendigkeit, die Bevölkerung in die globale Politikge-
staltung einzubeziehen und das bestehende Demokratiedefizit zu überwin-
den. Das mag auf Anhieb visionär anmuten. Denkbar wäre aber eine
schrittweise Entwicklung, für die keine Änderung der UN-Charta erfor-
derlich wäre. Das UN-Parlament könnte zunächst aus nationalen Paria-
mentarierlnnen zusammengesetzt und zu Beginn lediglich mit Informati-
ons- und Antragsrechten ausgestattet sein. Später könnte es direkt gewählt
werden und den Status eines UN-Hauptorgans erhalten. Ein Beispiel für
eine solche Entwicklung liefert das Europäische Parlament.

Die UNO sollte m.E. auch gegenüber den aussenwirtschaftlichen Insti-
tutionen von Bretton Woods und der WTO eine Führungsrolle übernehmen.
Diese Rolle ergibt sich aus der UNO-Charta. Artikel 55 nennt als Ziele der
Vereinten Nationen „die Förderung des Lebensstandards, die Völlbeschäf-
tigung und die Voraussetzungen für wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt
und Aufstieg". Die Re/orm tfes W/mr/zo/A- Sozia/raA (ECOSOC) zu
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einem Rat für ökonomische, soziale und ökologische Sicherheit würde
dieser Zielsetzung entgegenkommen.

Schlussfolgerung

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Schweiz vor grossen
friedenspolitischen Herausforderungen steht. In ein kohärentes Konzept
müssen Erkenntnisse aus der kritischen Analyse schweizerischer Aussen-,
Entwicklungs-, Militärpolitik und anderer politischer Bereiche fliessen.
Die Schweiz hat für ihr Handlungsfeld Prioritäten zu setzen. Die friedens-
politische Leitlinie ist in unserer Verfassung gegeben. „Frieden in Solida-
rität und Offenheit gegenüber der Welt zu stärken" ist schon in der Präam-
bei als Grundaufgabe angesprochen. Klar ist auch, dass Friedensförderung
im eigenen Haus beginnt.
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